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BI-BAYERN-Netzwerk
Bürgerinitiativen gegen ungerechte Kommunalabgaben

www.anti-STRABS-net.de

(ehemals VerBiB.com)
Sprecher:

Werner E. Niederdraenk – Heinrich Kellermann – Josef Butzmann. – N.N.


Sehr geehrter Herr Dr. Herrmann,
In unserer Rubrik

„Wir fragen – Politiker / Behörden antworten (oder auch nicht)“
 bitten wir immer wieder Politiker der verschiedenen Parteien, Mitglieder des Bayerischen Landtags, Minister, Kommunalpolitiker und Behördenvertreter um die Beantwortung  der von uns gestellten Fragen zu verschiedenen Themen.

Thema hier:  Straßenausbaubeitragssatzungen

Wir bitten auch Sie die unten aufgeführten Fragen möglichst in einem Zeitraum von 4 Wochen zu beantworten (erbetene Frist 24.04.2017) Wir werden Fragen und Antworten bzw. die Nichtbeantwortung in unserer Homepage (www.anti-strabs-net.de) veröffentlichen.

______________________________________________________________________________________

1. Frage: 
Halten Sie das KAG  wirtschaftlich und politisch für zeitgemäß? Unterstützen Sie unsere 

Forderung nach Abschaffung?
Das Kommunalabgabengesetz (KAG) enthält die zentralen landesrechtlichen Vorschriften, aufgrund derer die Kommunen in Umsetzung der verfassungsrechtlich garantierten Finanzhoheit (vgl. Art. 83 Abs. 2 Satz 2 der Bayerischen Verfassung) Abgaben – im Wesentlichen örtliche Aufwand- und Verbrauchsteuern, Beiträge, Gebühren – erheben. Das Gesetz wurde in den letzten Jahren mehrfach und kontinuierlich an praktische und rechtliche aktuelle Bedürfnisse angepasst. Für eine Aufhebung des Kommunalabgabengesetzes gibt es überhaupt keinen Grund. 
2. Frage:
Die Ausführungsbestimmungen zum KAG liegen immer noch nicht vor. Was sagen Sie dazu?

Das Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr hat in den vergangenen Jahrzehnten – das KAG stammt aus dem Jahr 1974 – mehrfach Vollzugshinweise zu den jeweiligen Änderungen des KAG herausgegeben. Die umfangreichen Erläuterungen zum Vollzug des Gesetzes zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes vom 8. März 2016 durch Schreiben vom 12.07.2016 sind seit Juli 2016 von der Homepage des Innenministeriums für jedermann abrufbar (http://www.innenministerium.bayern.de/suk/kommunen/komfinanzen/abgabenrecht/index.php). Die an die Gesetzesänderung angepassten Mustersatzungen des Bayerischen Gemeindetages stehen für die Gemeinden auf dessen Homepage zum Abruf bereit.
3. Frage:
Wiederkehrende Beiträge haben nicht zur Lösung beigetragen, sondern den Unmut, die Wut 

und das Unverständnis der betroffenen Bürger massiv erhöht.  Was sagen Sie den Bürgern?

Die Erhebung wiederkehrender Beiträge anstelle von Einmalbeiträgen steht den Gemeinden erst seit 01.04.2016 offen. Welche Art der Beitragserhebung für die jeweilige Gemeinde in Betracht kommt, hängt maßgeblich von deren Struktur und der Willensbildung vor Ort ab. Die Vorbereitung der Entscheidungsgrundlagen und der Willensbildungsprozess vor Ort, in den die Vor- und Nachteile der jeweiligen Finanzierungsform einfließen werden, nimmt – zu Recht - eine gewisse Zeit in Anspruch. Bei wiederkehrenden Beiträgen werden die jährlich anfallenden anteiligen beitragsfähigen Kosten auf mehr Schultern verteilt und sind die zu leistenden Beträge daher vergleichsweise niedrig. Das kann für die betroffenen Bürger gegenüber vergleichsweise hohen Einmalbeiträgen für eine bestimmte Verbesserungs- oder Erneuerungsmaßnahme vorteilhaft sein. Für eine Bewertung ist es allerdings noch zu früh.
4. Frage:
Was sagen Sie zur Forderung der Abschaffung der Straßenausbausatzungen und einer 


Finanzierung durch reichlich vorhandene Steuereinnahmen?



Siehe zunächst Antwort zu Frage 1.
Der Bayerische Landtag hat im Zuge der Änderung des KAG zum 01.04.2016 am 15.07.2015 eine Expertenanhörung durchgeführt, deren Ergebnisse auf der Homepage des Bayerischen Landtags eingesehen werden können. Fraktionsübergreifend kam man danach zu der Überzeugung, dass am System der (anteiligen) Beitragsfinanzierung festgehalten werde. Für eine erneute Diskussion besteht derzeit, erst ein Jahr nach Inkrafttreten der Gesetzesänderung, kein Raum.
5. Frage:
Unsere Meinung: der Städte- und Gemeindetag nimmt die Regierung und die Parteien in 

Geiselhaft. Diese Meinung wird inoffiziell häufig auch von Kommunalpolitikern geäußert.



Was sagen Sie zum Einfluß von Städte- und Gemeindetag?

Bei den Bayerischen Kommunalen Spitzenverbänden handelt es sich um freiwillige Zusammenschlüsse der Kommunen, die satzungsgemäß die Interessen ihrer jeweiligen Mitglieder, also der Gemeinden, Städte, Landkreise und Bezirke, gegenüber Dritten vertreten. Sie tragen durch ihre Stellungnahmen, Vorschläge oder Forderungen zur politischen Willensbildung bei. Ich halte es für wichtig, Gesetzesvorhaben, die die Kommunen betreffen, stets vorher mit den kommunalen Spitzenverbänden zu erörtern. Das bedeutet nicht, dass jede Forderung eines Verbandes auch umgesetzt wird. Diese konstruktive Zusammenarbeit als „Geiselhaft“ zu charakterisieren entspricht weder der Intention der Verbände noch der Realität.
6. Frage:
In vielen Fällen führt die STRABS zu unzumutbaren Belastungen der Bürger z.T. bis zur kalten 

Enteignung. Weiterhin werden die Bürger kontinuierlich mit steigenden Abgaben und 


Gebühren belastet. Welche Vorschläge zur Minderung/Abschaffung der Belastungen können 

wir von Ihnen bzw. Ihrer Partei bis zum Wahlkampftermin in Bayern erwarten?

Die Gemeinde wird schon im Eigeninteresse – sie hat selbst einen Anteil an den Kosten der Verbesserungs- oder Erneuerungsmaßnahme zu zahlen – auf eine kostengünstige Ausführung achten. Einmalbeiträge können in Einzelfällen aber trotzdem eine hohe Belastung für den betroffenen Bürger darstellen.
Die Gemeinden haben mehrere Möglichkeiten, um auf besondere Härten bei der Erhebung von Straßenausbaubeiträgen reagieren zu können. So steht es in deren pflichtgemäßem Ermessen, besondere Härten durch Billigkeitsmaßnahmen, wie z. B. Stundung, Erlass, Verrentung oder Ratenzahlung sozialverträglich zu mildern. 
Der Bayerische Landtag hat durch das Gesetz zur Änderung des KAG vom 08.03.2016 die Möglichkeiten für die Städte und Gemeinden erweitert, um die beitragspflichtigen Grundstückseigentümer vor übermäßigen Beiträgen zu schützen: 

- Einführung einer Rechtsgrundlage für die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen nach dem Vorbild von Rheinland-Pfalz und anderen Bundesländern; Bildung von größeren Abrechnungsgebieten, dadurch Verteilung der Kosten auf mehrere Schultern.

- Ergänzung des Art. 5 Abs. 1 KAG um den Erforderlichkeitsgrundsatz
- Verpflichtung der Gemeinden zur frühzeitigen Information der Anlieger im Zusammenhang mit Ausbaumaßnahmen
- Einführung einer zeitlichen Grenze für die Erhebung von Erschließungsbeiträgen von 25 Jahren nach dem Beginn der erstmaligen Herstellung (Regelung tritt erst am 1.4.2021 in Kraft)
-Ermächtigung der Gemeinden zur Ergänzung der Straßenausbaubeitragssatzung um eine betragsmäßige Höchstgrenze für Straßenausbaubeiträge in Abhängigkeit vom Grundstückswert.
Den Gemeinden steht damit ein breites Instrumentarium zur Verfügung, mit dessen Hilfe Härten im Einzelfall abgefedert werden können.
Der Sprecherrat  
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